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Der BWVL bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Referentenentwurf einer 
Verordnung zur Neufassung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) und zur 
Änderung weiterer Vorschriften. 
 
Der BWVL hat folgende Anmerkungen und Änderungsvorschläge: 
 
1. 
Es wird begrüßt, dass die bisherige Regelung zum Fahrtenschreiber nach § 57a StVZO 
aufgehoben wird und die noch verbleibenden Regelungen zutreffenderweise 
rechtssystematisch in die Fahrpersonalverordnung, mithin in den neuen § 1 Absatz 9 überführt 
wurden. 
 
2. 
Der BWVL regt im Hinblick auf den Bestimmtheitsgrundsatz an, die Verweisungen an den 
entsprechenden Stellen zu berichtigen und einheitlich zu gestalten. 
 
Beispielhaft sei folgende Regelung genannt: 
 
Artikel 1 Abschnitt 1 § 2 Nr. 41 lautet: 
"Digitaler Fahrtenschreiber: ein Fahrtenschreiber, bei dem eine Fahrtenschreiberkarte in 
Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 verwendet wird; digitale Fahrtenschreiber 
gemäß den Artikeln 8, 9 und 10 der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 sowie gemäß Anhang IC  
der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2016/799 der Kommission vom 18. März 2016 zur 
Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Festlegung der Vorschriften über Bauart, Prüfung, Einbau, Betrieb und Reparatur 
von Fahrtenschreibern und ihren Komponenten (ABl. L 139 vom 26.5.2016, S. 1; L 146 vom 
3.6.2016, S. 31; L 27 vom 1.2.2017, S. 169) werden als Digitaler Fahrtenschreiber der zweiten 
Generation oder als intelligenter Fahrtenschreiber bezeichnet; digitale Fahrtenschreiber, bei 
dem es sich nicht um einen intelligenten Fahrtenschreiber handelt, werden als Digitale 
Fahrtenschreiber der ersten Generation bezeichnet.“ 

Hinsichtlich der Verweisung auf EU-Recht regen wir an, eine dynamische Verweisung zu 
verwenden, um zukünftige Verordnungsanpassungen zu vermeiden und gleichzeitig im 
Hinblick auf den verfassungsrechtlichen Bestimmtheitsgrundsatz Rechtssicherheit in etwaigen 
Bußgeldverfahren zu gewährleisten. 

Denn bereits der o. g. Wortlaut ist bezüglich des digitalen Tachographen Anhang IC nicht mehr 
aktuell, da der Anhang 17 gemäß Verordnung 2023/980 zu den Übergangsfahrzeugeinheiten 
(ohne OSNMA-Funktion), die am 22.5.2023 in Kraft getreten ist, nicht in der dortigen statischen 
Verweisung enthalten ist.  

Die Verweisung auf die Verordnung (EU) Nr. 165/2014 ist hingegen ohne Stand weder 
dynamisch noch statisch. Die Verweisung auf die Durchführungsverordnung (EU)  
Nr. 2016/799 ist dagegen statisch.  

Aber bereits in Abschnitt 1 § 1 Nr. 1a) z. B. ergeben sich unterschiedlichste Verweisungen, die 
sich im Folgenden durch die gesamte Novelle durchziehen. 

Die Problematik der Verweisung besteht auch im Gesetz über das Fahrpersonal von 
Kraftfahrzeugen und Straßenbahnen (FPersG) und in der Verordnung zur Durchführung des 
Fahrpersonalgesetzes (FPersV), die dem Bundesministerium für Digitales und Verkehr im 
zuständigen Referat bekannt ist. 

Auf die Problematik unrichtiger Verweisungen im Bußgeldverfahren weisen wir hin (Bsp.: AG 
Tübingen – Az.: 16 OWi 16 Js 16761/21 – Urteil vom 29.09.2021- Freispruch). 



 
 

 
 

Grundsätzlich empfehlen wir die Vorgehensweise gemäß dem Handbuch der 
Rechtsförmlichkeit des Bundesministeriums der Justiz zur Verweisungstechnik in Gesetzen 
und Verordnungen. 

Daher regt der BWVL für die StVZO-Neufassung an, in den Begriffsbestimmungen die 
jeweilige Verordnung als dynamische Verweisung zu zitieren und in der weiteren 
Verordnung ohne Verweisung Bezug auf die eingangs genannten Verordnungen zu 
nehmen. Dies würde auch die redaktionelle Arbeit erleichtern und zeitlich verkürzen. 
Alternativ wird eine durchgehend dynamische Verweisung empfohlen. 

 

 

 

 

 

Der BWVL repräsentiert seit seiner Gründung im Jahr 1955 die Interessen seiner Mitgliedsunternehmen 

aus Industrie und Handel in den Bereichen Transport und Logistik gegenüber der Politik und der 

Wirtschaft. Die in direkter Mitgliedschaft verbundenen Unternehmen sämtlicher Größenkategorien sind 

in ihren Kernbereichen heterogen und in einer Vielzahl von Branchen tätig; auch namhafte 

Logistikdienstleister gehören zu den Mitgliedern. Die Interessenvertretung konzentriert sich auf die 

Unternehmensperspektive als Verlader und Werkverkehr Betreibender gemäß § 1 Abs. 2 GüKG mit 

nationaler und internationaler Ausrichtung. In diesem Sinne ist der BWVL das Sprachrohr gegenüber 

den und Adressat der politischen nationalen und internationalen Entscheidungsträger, den am 

Meinungsbild der Verkehrswirtschaft maßgeblich beteiligten Institutionen sowie gegenüber den Medien. 
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